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Bekanntmachung 
der Stadt Jüchen 

 
Vorkaufsrechtssatzung für den Bereich „Bahnhofsquar tier Jüchen“ 
  
 
Aufgrund des § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) neugefasst durch 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) und des § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NW. S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. 
September 2020 (GV. NW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 hat der Rat der Stadt 
Jüchen in seiner Sitzung am 24.06.2024 folgende Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht 
beschlossen: 
 
 
§ 1 - Ziel und Zweck der Satzung 
 
Im Zuge des Strukturwandels unterliegt die Stadt Jüchen in den kommenden Jahrzehnten 
großen Veränderungen. Das südliche Stadtgebiet war über einen langen Zeitraum geprägt 
vom Braunkohletagebau und damit der kommunalen Planung weitestgehend entzogen. Durch 
die derzeit stattfindende Rekultivierung können die Flächen südlich des Bahnhaltepunktes 
Jüchen sukzessive wieder einer Nutzung zugeführt werden. Im Rahmen des durch den 
Zweckverband Landfolge Garzweiler ausgelobten städtebaulichen Wettbewerbs Jüchen-Süd 
wurden die ersten Planungen für eine Wiederinanspruchnahme des Tagebaubereichs erstellt. 
Um die neue Quartiersentwicklung an den Stadtteil Jüchen anzubinden, wurde bereits im 
Positionspapier „Stadt-Struktur-Wandel Jüchen“, welches am 02.10.2019 vom Rat der Stadt 
Jüchen verabschiedet wurde, die räumliche Entwicklung des Bereichs südlich des Bahnhofs 
Jüchen als Handlungsauftrag formuliert. Da für eine geordnete Entwicklung und Anbindung 
aber der gesamte Bereich um den Bahnhaltepunkt betrachtet werden muss, wurde die 
Entwicklung des Bahnhofsquartiers um die Querung der Doppeltrasse Autobahn-Eisenbahn 
sowie der Umgestaltung des nördlichen Bereichs erweitert.  
 
Das Ziel der Vorkaufsrechtssatzung besteht darin, über den gemeindlichen Grunderwerb die 
Realisierung der beabsichtigten städtebaulichen Maßnahme zu sichern, zu erleichtern und zu 
beschleunigen. Für das Satzungsgebiet beabsichtigt die Stadt Jüchen, die Flächen neu zu 
ordnen, insbesondere im Bereich des Bahnhaltepunktes soll eine Umgestaltung und 
Attraktivierung im Rahmen des barrierefreien Umbaus des Bahnhaltepunktes erfolgen.  
 
Der Stadt Jüchen steht in dem in § 2 bezeichneten räumlichen Geltungsbereich zur Sicherung 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung ein Vorkaufsrecht an bebauten und 
unbebauten Grundstücken nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB zu.  
 
 
§ 2 - Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Vorkaufsrechtssatzung umfasst den Bereich nördlich 
und südlich des Bahnhaltepunktes Jüchen. Der Bereich dieser Vorkaufsrechtssatzung liegt im 
Stadtteil Jüchen und wird wie folgt begrenzt: 
 

o im Norden entlang der Grenze des Betriebsgrundstücks der Raiffeisen Waren-
Genossenschaft Rheinland eG und der Grundstücke entlang der Jülicher Straße 

o im Osten entlang der Grenze der Jülicher Straße sowie der Grubenrandstraße 
o im Süden entlang der Grubenrandstraße 
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o im Westen entlang der Grubenrandstraße sowie entlang der Grenze des 
Betriebsgrundstücks der Raiffeisen Waren-Genossenschaft Rheinlang eG 

 
Folgende Flurstücke liegen im Geltungsbereich dieser Vorkaufsrechtssatzung: 
 
Gemarkung Garzweiler, Flur 8, Flurstücke 296, 297, 304, 305, 307, 308, 355, 356, 357, 358, 
418, 419, 420 (teilw.), 421, 423 
Gemarkung Jüchen, Flur 14, Flurstücke 133, 135, 170, 171, 174 (teilw.) 
Gemarkung Jüchen, Flur 17, Flurstücke 1, 9, 11, 12, 13, 17, 20, 21, 25, 26, 27, 29, 31, 41, 52, 
53, 55, 124, 127, 128, 134, 139, 144, 145, 146, 147, 155, 156, 157, 160, 161, 172, 173, 178, 
181, 183, 185, 186, 189, 192, 194, 195, 199, 200, 206 (teilw.), 214, 215, 216, 218, 219, 220 
Gemarkung Jüchen, Flur 23, Flurstücke 120 (teilw.), 128, 129, 199, 200 
Gemarkung Jüchen, Flur 27, Flurstücke 43, 59 (teilw.), 61 (teilw.), 85 (teilw.), 86 (teilw.) 
 
Der als Anlage beigefügte Übersichtsplan (Maßstab 1:2000) ist Bestandteil dieser Satzung.  
 
 
§ 3 - Inkrafttreten der Satzung 
 
Diese Vorkaufsrechtssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
Anlage zur Satzung  - Geltungsbereich (Maßstab im Original 1 : 2000):  
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Erklärung gem. § 2 Abs. 3 der Verordnung über die ö ffentliche Bekanntmachung von 
kommunalem Ortsrecht 
Der Satzungsbeschluss wurde durch den Rat der Stadt Jüchen in seiner Sitzung am 
24.06.2024 gefasst. 
Ich bestätige hiermit gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung 
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO) vom 26.08.1999 
(GV.NRW S. 516), zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV.NRW. S. 741), 
dass der Wortlaut des Satzungsbeschlusses mit dem Beschluss des Rates der Stadt Jüchen 
vom 24.06.2024 übereinstimmt, dieser Beschluss ordnungsgemäß zustande gekommen ist 
und dass verfahrensgemäß die Bestimmungen des § 2 Abs. 1 und 2 der BekanntmVO 
beachtet worden sind.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemäß § 10 Absatz 3 BauGB öffentlich bekanntgemacht.  
 
Die Vorkaufsrechtssatzung einschließlich Anlage kann beim Bürgermeister der Stadt Jüchen, 
Amt 61 -Amt für Stadtentwicklung-, Am Rathaus 5, Zimmer 118, 41363 Jüchen, während der 
Dienststunden, und zwar 
 
vormittags: 
Montag bis Freitag von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
nachmittags: 
Montag bis Mittwoch von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr  
 
eingesehen werden.  
 
Über den Inhalt der Vorkaufsrechtssatzung einschließlich Anlage wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 
 
Hinweise:  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass  
 

1. eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches 
(BauGB) bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs  
 
nur beachtlich sind, wenn sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Jüchen geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründet, ist darzulegen. 
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie des Absatzes 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB 
eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruches herbeigeführt wird.  
 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen, zuletzt bekanntgemacht am 14.07.1994 (GV NW S. 666) in der zurzeit 
geltenden Fassung, kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
  
b) der Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Jüchen vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
 
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die Unterlagen zur Planung werden im 
Internet unter www.juechen.de (Startseite > Lebenslagen > Bauen und Wohnen > 
Stadtplanung > Satzungen) bereit gestellt und können dort eingesehen werden.  
 
 
 
Jüchen, den 02. September 2024 
 
 
 
 
Der Bürgermeister: 
 
 
 
 
Harald Zillikens  
 


